
Delegiertenversammlung der SP60+ vom 24. Januar 2026 in Bern 

Liebe Genossinnen und Genossen 

Um den Text nicht mit den durch die inklusive Schreibweise vorgeschriebenen Strichen, Punkten oder 

Sternchen zu überfrachten, bitte ich Sie, «Delegierter» als «Delegierte und Delegierter» zu lesen und 

die männliche Form zu akzeptieren, die ich jedoch nicht als dominant verstehen möchte. 

Zu Beginn meiner Berichte erlaube ich mir oft einen kleinen Exkurs, eine Art Seitenschritt. 

Zu Beginn dieses Jahres ist noch Zeit, Ihnen meine besten Wünsche zu übermitteln: 
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Am ersten Tag des Jahres blieben die Glückwünsche vielen Eltern und ihren Familien nicht erspart, die 

durch den tragischen Brand in Crans-Montana in tiefe Trauer gestürzt wurden oder am Bett ihres 

schwer verbrannten Kindes voller Angst und Sorge ausharren mussten. 

All diese schönen Namen, die von den Eltern bei der Geburt ihrer Kinder liebevoll ausgewählt 

wurden, sollten nicht auf den Grabsteinen der Friedhöfe meiner Gemeinde Lutry und der 

umliegenden Gemeinden stehen: Alix, Alicia, Diana, Arthur, Nathan, Guillaume, Trystan, Noa, Stiven, 

Vivian, Alice, Maxime, Dalia, Pablo, Léo, Joaquim, Zélie, Ben, Benjamin, Léonard und noch viele 

andere Namen von Kindern aus anderen Orten und von weiter her, die ich nicht kenne und deren 

Leben so grausam zerstört wurde. 

Dieses Drama hat gezeigt, wie wichtig Solidarität und Gemeinschaft für das Zusammenleben sind, wie 

unser Genosse Mathias Reynard, Präsident des Staatsrats des Kantons Wallis, treffend betont hat. Ich 

möchte hervorheben, wie Mathias als sozialistischer Staatsmann dieser Tragödie von den ersten 

Stunden an mit Menschlichkeit, Demut, Würde und Empathie begegnet ist. Für ihn sind Solidarität 

und Empathie keine leeren Worte. 

Warum braucht es eine solche Tragödie, damit die Menschen die Tugenden und Vorteile des 

«Gemeinschaftsgefühls» wiederentdecken? 

Seit etwa zwanzig Jahren wandeln sich unsere heutigen Gesellschaften zu einer digitalen Gesellschaft 

und entfernen sich von der konkreten Geselligkeit, bei der Männer und Frauen einander 

gegenüberstehen, miteinander sprechen und einander zuhören, aufmerksam füreinander sind, wie der 



französische Soziologe David Le Breton in seinem Essay «La fin de la conversation ?» (Das Ende der 

Konversation?) treffend feststellt. 

 

Diese digitale Gesellschaft zerstückelt die sozialen Bindungen, zerstört die alten Solidaritäten 

zugunsten der abstrakten Solidaritäten der sozialen Netzwerke oder physisch abwesender 

Korrespondenten. Paradoxerweise sehen manche darin eine Quelle der «Verbundenheit», obwohl die 

Isolation der Individuen noch nie ein solches Ausmass erreicht hat, wie es der Soziologe beobachtet. 

Weiter stellt er fest: 

Wir treten in eine gespenstische Gesellschaft ein, in der selbst auf der Strasse die Augen in einer 

Geste ständiger Verehrung auf den Bildschirm gerichtet sind und nicht mehr offen für die Umgebung. 

In Cafés, Restaurants, Wartezimmern, öffentlichen Verkehrsmitteln, Zügen – überall diese 

Abwesenheit von Gesichtern, von Blicken, von Menschen, die über ihren Bildschirm gebeugt sind, 

den Kopf gesenkt, gleichzeitig hier und anderswo. 

Und noch etwas: 

Wir sind immer weniger zusammen, sondern sitzen immer mehr nebeneinander, den Blick auf unsere 

Bildschirme geheftet, ohne uns anzusehen. 

Ich wage zu glauben und hoffe, dass für uns, junge und alte Sozialisten, die Solidarität und das 

«Gemeinschaftsgefühl», wie Mathias Reynard es nennt, auch weiterhin unsere Lebensweise und 

unser Engagement leiten werden. Über die Slogans der Wahlkampagnen hinaus... 

Im Sinne der Solidarität zwischen den Generationen und des «Gemeinschaftsgefühls» fand im Berner 

Generationenhaus unsere erste Delegiertenversammlung des Jahres statt. 

 



Das Berner Generationenhaus ist ein öffentlicher Ort der Begegnung und des sozialen Dialogs, der 

sich im Besitz der Burgergemeinde Bern befindet. Es leistet einen sozialen und kulturellen Beitrag 

zum gesellschaftlichen Zusammenhalt. Ein idealer Ort für die PS60+, deren Statuten besagen, dass sie 

sich «nicht auf die Verteidigung altersspezifischer Interessen beschränkt, sondern mit allen 

Generationen solidarisch ist». 

Dieses schöne dreistöckige Gebäude beherbergte ursprünglich ein Spital, das Burgerspital. Es wurde 

in den 1730er Jahren nach den Plänen des französischen Architekten Joseph Abeille erbaut, die 

innerhalb von sechs Monaten entstanden waren, und gilt als eines der schönsten Beispiele barocker 

Architektur in der Stadt Bern. 

 

Unser Co-Präsident Dominique Hausser eröffnete die Versammlung und bedauerte die Abwesenheit 

unserer Co-Präsidentin Rita Schmid, die einem heimtückischen Wintervirus zum Opfer gefallen war. 

Er begrüsste eine Journalistin der Neuen Zürcher Zeitung (NZZ), die einen Bericht über die wichtigsten 

politischen Parteien, ihre Organe und ihre Funktionsweise vorbereitet. Die SP60+ scheint die 

journalistische Aufmerksamkeit einer wichtigen Tageszeitung der wirtschaftlichen Rechten zu 

verdienen. 

Anschliessend verabschiedete unser Co-Präsident zwei Delegierte, die ihr Mandat niederlegen 

wollten: Christophe Huter von der SP60+BS und Jean-Michel Gendre von der SP60+FR. Letzterer wird 

durch Suzanne Gilomen ersetzt. 

Ich werde mich in meinem Bericht auf die beiden wichtigen Themen dieses Tages beschränken und es 

dem offiziellen Protokoll, das später veröffentlicht wird, überlassen, Sie über den Zeitplan der 

Veranstaltungen und den Verlauf der laufenden Arbeiten zu informieren. 

Waren unsere Gehirnzellen noch etwas träge, wurden sie durch die Worte unseres Genossen Benoît 

Gaillard, Nationalrat des Kantons Waadt, schnell in Schwung gebracht. Mit ansteckender 

Überzeugung sprach er über das Thema «Die Zukunft der Finanzpolitik – klarsehen, um weit zu 

sehen». Zunächst zeigte er auf, wie sehr das Thema der öffentlichen Finanzen zu einem ideologischen 

Konstrukt geworden ist, das von der Rechten und den Wirtschaftskreisen aufgezwungen wird, die 

unermüdlich betonen, dass der Umfang und die Ausgaben des Staates ständig zunehmen. Er deckte 

auf, was gesagt und was verschwiegen wird, indem er anhand von offiziell veröffentlichten und 

grafisch dargestellten Fakten erklärte, warum dies so ist. Er zeigte, dass die Staatsquote in der 



Schweiz im Vergleich zu anderen europäischen Nachbarstaaten und den USA stabil ist. Darüber 

hinaus ist unser Staat im internationalen Vergleich einer der kleinsten, wenn man die Ausgaben der 

öffentlichen Verwaltung in Prozent des BIP und die Beschäftigung in der öffentlichen Verwaltung in 

Prozent der Gesamtbeschäftigung betrachtet. Er wies darauf hin, dass die Einnahmen im 

Bundeshaushalt systematisch unterschätzt werden; zum Beispiel im Haushalt 2024: -0,3 Milliarden / 

Ergebnis: + 2,1 Milliarden. Obwohl der Staat seit etwa zehn Jahren Vermögen anhäuft, hindert ihn die 

Schuldenbremse daran, durchschnittlich eine Milliarde Franken mehr pro Jahr zu investieren. Anstatt 

zu investieren, baut die Schweiz ihre Schulden ab und schränkt damit die Möglichkeit ein, die 

Produktivität zu steigern. 

In einem zweiten Schritt erläuterte Benoît, wie das Budget entlastet wurde. Zwischen 2008 und 2025 

profitierten Unternehmen von einer Steuersenkung von 25 %. In 40 Jahren wurden die Steuern für 

hohe Einkommen um 20 % gesenkt. Ebenso profitierten Finanzerträge und Kapital von mehreren 

aufeinanderfolgenden erheblichen Steuersenkungen. Im Vergleich dazu zeigt die Kurve der 

Steuerbelastung im Verhältnis zum Einkommen für Familien eine ungünstige Progressivität für die 

Mittelschicht. 

In einem dritten Schritt kritisierte Benoît die Absurdität des vom Bundesrat empfohlenen 

Entlastungspakets: Kürzungen der Ausgaben für Bildung, Grundlagenforschung und angewandte 

Forschung, internationale Zusammenarbeit, Integration und regionale öffentliche Verkehrsleistungen. 

Das Gleiche gilt für Kürzungen von Investitionen: Ausbau des Eisenbahnnetzes, Strassen- und 

Agglomerationsinfrastrukturen, energetische Sanierung von Gebäuden, neue Techniken zur 

Emissionsreduktion. Er wendet sich gegen diese kurzsichtige Politik, die das durchschnittliche BIP-

Wachstum von etwa 1,9 % und das Bevölkerungswachstum von etwa 0,8 % ausser Acht lässt und die 

zusätzlichen Wachstumseffekte durch Bildungsausgaben ignoriert. 

Zum Abschluss seines brillanten und mitreissenden Vortrags schlägt Benoît eine Reform der 

Schuldenbremse vor, um mindestens so viel ausgeben zu können, wie eingenommen wird, und 

Investitionen in die Zukunft zu ermöglichen. Nicht zu vergessen ist eine Überarbeitung der 

Besteuerung von Unternehmen, Kapitalbesitzern und Spitzenverdienern. Zusammenfassend lässt sich 

sagen, dass man von den Bedürfnissen ausgehen und sich die Mittel an die Hand geben muss, um 

den sozialen Zusammenhalt und die Aufrechterhaltung einer hochwertigen Infrastruktur zu 

gewährleisten und Herausforderungen wie den Kampf gegen den Klimawandel und eine nachhaltige 

Wettbewerbsfähigkeit auf der Grundlage von Innovation und Lebensqualität zu bewältigen. 

Auch so schafft man Gemeinschaft. 

Nach einer kurzen Frage- und Diskussionsrunde schlug die Geschäftsleitung die Verabschiedung einer 

Resolution vor. Mehrere Bemerkungen zum Inhalt und zur Form des Textes überzeugten die Mehrheit 

der Delegierten, den Vorstand zu beauftragen, den Text der Resolution zu verbessern und ihn der 

nächsten Delegiertenversammlung zur Verabschiedung vorzulegen. 

Nach einer willkommenen Pause hörten wir ein überzeugendes und engagiertes Plädoyer gegen die 

von der SVP unterstützte Initiative zur Senkung der SRG-Gebühren «200 Franken sind genug!». Unser 

Genosse Walter Langenegger, Vizepräsident der SRG für die Regionen BE, FR, VS und ehemaliger 

Kommunikationschef der Stadt Bern, zeigte auf, warum dieser Vorschlag, dessen Folgen insbesondere 

für den nationalen Zusammenhalt katastrophal wären, unbedingt abgelehnt werden muss. Er 

erinnerte daran, dass die SRG eine Organisation ist, die uns allen gehört und nicht gekauft werden 

kann. 

Sie ist nicht von den Renditeanforderungen der Aktionäre abhängig. Sie arbeitet nach seriösen 

journalistischen Kriterien und erreicht mit ihren Radio- und Fernsehsendern täglich rund 3,5 



Millionen Menschen. Die SRG ist ein öffentlich-rechtlicher Dienstleister, der durch seinen Beitrag zur 

Meinungsbildung ein wichtiger Teil der Infrastruktur unserer Demokratie ist. Auch wenn sie 

keineswegs links positioniert ist, wie bestimmte rechte Kreise behaupten, ist eine Schweiz mit der 

SRG besser als eine Schweiz ohne der SRG. Sie bietet einen Schutzwall gegen die zunehmende 

Desinformation und tendenziöse Propaganda, die von privaten Medien verbreitet werden, die sich in 

den Händen von milliardenschweren Eigentümern mit populistischen Hintergründen befinden. Einige 

vorgestellte Beispiele veranschaulichen die Manipulation von Fakten und irreführende 

Behauptungen. 

Nachdem er das erklärte Ziel der Initiative (Begrenzung der Gebühr auf 200 Franken, Abschaffung des 

Unternehmensbeitrags) in Erinnerung gerufen hatte, ging der Redner auf die finanziellen Folgen einer 

Annahme der Initiative ein. Die Einnahmen der SRG würden um mehr als die Hälfte, d. h. um 800 

Millionen Franken, sinken. Diese Kürzung würde drastische Einschnitte bei den Informations-, Musik-, 

Film- und Kultursendungen erfordern. Die SRG wäre gezwungen, 2400 Vollzeitstellen zu streichen, 

ganz zu schweigen von den Folgen für die privaten Unternehmen, die für die SRG arbeiten. Selbst 

wenn sie sich darauf beschränken wollte, Informationsdienste anzubieten, wie es die Befürworter der 

Initiative wünschen, würden die Mittel nicht ausreichen, da sie heute 600 Millionen Franken für 

diesen Bereich aufwendet. Der SRG würden auch die Mittel fehlen, um sich an den unvermeidlichen 

Übergang zur digitalen Medienwelt anzupassen. 

Auch wenn der Bundesrat diese Initiative ablehnt, nimmt er eine zweideutige Haltung ein, indem er 

eine schrittweise Senkung der Gebühr auf 300 Franken im Jahr 2029 beschliesst, was die SRG dazu 

zwingt, ihre Ausgaben um 270 Millionen Franken zu kürzen, was 17 % ihres Budgets entspricht. 

Die Initiative der SVP bedroht die Existenz regionaler Studios, die einen bürgernahen Journalismus 

bieten, der Minderheiten und lokale Besonderheiten berücksichtigt. 

Abschliessend ruft Walter Langenegger dazu auf, am 8. März mit NEIN zu stimmen, da die SRG: 

• unsere Demokratie schützt; 

• sich gegen Desinformation und Fake News engagiert; 

• versucht, die Schweiz vor Einflussnahme und Propaganda zu schützen; 

• in allen Regionen vertreten ist und die Medienvielfalt fördert; 

• zum Zusammenhalt der Schweiz und ihrer Kulturen beiträgt; 

• die Vielfalt des Schweizer Sports und der Schweizer Kultur sichtbar und erlebbar macht. 

Nach dieser kämpferischen Rede verabschiedeten die Delegierten einstimmig eine Resolution. 

Ich bin überrascht, dass die SVP, die sich so sehr für Patriotismus und alte Traditionen einsetzt, nicht 

erkennt, wie sehr ihre Initiative den nationalen Zusammenhalt gefährdet. 

Sich entschlossen gegen diese Initiative zu wehren, bedeutet auch, das «Gemeinschaftsgefühl» zu 

verteidigen, für das sich unser Genosse Mathias Reynard in Crans-Montana eingesetzt hat. 

Ihr Delegierter bei der SP60+ Schweiz 

André Liechti 


